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Drucksadie 2114 


Der Bundesminister der Justiz 
- 4110-0-20174/56 - 


Bonn, den 22. Februar 1956 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Strafverfolgung von Verwaltungsangehörigen der 
Bundesministerien 

Bezug: Kleine Anfrage 221 der Fraktion der SPD 
- Drucksache 2016 - 


Auf Grund von Mitteilungen der übrigen Bundesminister, des 
Staatssekretärs des Bundeskanzleramtes und des Oberstaatsanwalts 
in Bonn beantworte ich die Anfrage wie folgt. Dabei gehe ich in 
Form und Art der Beantwortung nach den gleichen Richtlinien vor 
wie bei meiner Antwort - Drucksache 1156 - auf P die Kleine An- 
frage 138 - Drucksache 1080 

Zu Ziffer 1 

Diese Frage geht von irrigen Voraussetzungen aus. Weder in meiner 
vorgenannten Antwort auf die Kleine Anfrage 138 noch sonst habe 
ich zugesagt, daß ich den Deutschen Bundestag über den Verlauf 
und den Ausgang der gegen Verwaltungsangehörige der ‘Bundes- 
ministerien eingeleiteten Strafverfahren unterrichten würde. Auch 
der Herr Bundesminister für Wirtschaft hat eine solche Zusicherung 
nicht gegeben. Er hat sich, wie in der Drucksache 1156 niederge- 
legt ist, lediglich Vorbehalten, zu den Strafverfahren gegen die in 
der Kleinen Anfrage 138 namentlich genannten Verwalt ungsange- 
hörigen seines Ressorts näher Stellung zu nehmen, sobald der Stand 
des Verfahrens dies gestatte. 

Von einer Stellungnahme hat er bisher abgesehen, weil er dem 
Deutschen Bundestag nichts über einen greifbaren Fortschritt de« 
Verfahrens hätte berichten können. Dieser Grund besteht noch jetzt. 
Zu einem geeigneten Zeitpunkt wird er auf das Verfahren zurück- 
kommen. 

Zu Ziffer 2 

Von den in der Drucksache 1156 auf geführten Verfahren sind fol- 
gende rechtskräftig abgeschlossen: 

Zn Ziffer lc) 

a) Strafverfahren gegen Heinrich Onnebrink, Verwaltungsangestellter 
im Bundesministerium für Arbeit. 
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Das Schöffengericht in Bonn hat den Angeklagten von der am 
16. Dezember 1954 wegen schwerer passiver Bestechung in 
9 Fallen erhobenen Anklage durch Urteil vom 14. Juli 1955 in 
8 Fällen freigesprochen. Hinsichtlich eines Falles hat das Schöffen- 
gericht das Verfahren nach § 2 des Straffreiheitsgesetzes 1954 
eingestellt. Das Urteil ist seit dem 10. November 1955 rechts- 
kräftig. 

Die fest gestellte geringfügige Schuld hat zu einer Entlassung 
nicht ausgereicht. 

b) Das Strafverfahren ist durch gerichtlichen Beschluß vom 12. Januar 
1955 nach § 2 Abs. 2 des Straffreiheitsgesetzes 1954 eingestellt 
worden. 

Das Disziplinarverfahren ist abgeschlossen. 

c) Strafverfahren gegen Ferdinand Gubsch, Regierungsoberinspektor 
im Bundesministerium für Verteidigung. 

Das Schöffengericht in Bonn hat den Angeklagten am 13. Dezem- 
ber 1954 von der Anklage der schweren passiven Bestechung 
und der ' Untreue freigesprochen. Auf die Berufung des Ober- 
staatsanwalts in Bonn hat das Landgericht in Bonn das Verfahren 
durch Beschluß vom 31. Oktober 1955 nach § 2 Abs. 2 des 
Straffreihe tsgesetzes 1954 eingestellt. Ein Disziplinarverfahren läuft. 

d) Wegen des Verfahrens gegen den vierten Verwaltungsangehörigen 
nehme ich auf meine Ausführungen zu Ziffer 3 (l c) Bezug. 

Zu Ziffer 1 f) 

Strafverfahren gegen Hermann Becker, Verwaltungsangestellten in 
der damaligen Dienststelle Blank, und Hermann Gram, Regierungs- 
amtmann im Bundesministerium für Verteidigung. 

Das Landgericht in Bonn hat durch Urteil vom 1. März 1955 den 
Angeklagten Becker wegen Betrugs in Tateinheit mit Urkunden- 
fälschung, wegen fortgesetzter Amts Unterschlagung und wegen fort- 
gesetzten Betrugs in 2 Fällen zu einer Gesamtgefängnisstrafe von 
1 Jahr 3 Monaten verurteilt. Dieses Urteil ist seit dem 9. März 
1955 rechtskräftig. Becker ist aus dem Angestellten Verhältnis ent- 
lassen worden. 

Durch das obenbezeichnete Urteil ist auch der Angeklagte Gram 
verurteilt worden. Der Bundesgerichtshof hat jedoch am 25. Okto- 
ber 1955 auf die Revision des Angeklagten das Urteil insoweit 
aufgehoben und die Sache zur neuen Verhandlung und Entschei- 
dung an das Landgericht in Bonn zurück verwiesen. Neuer Termin 
zur Hauptverhandlung ist auf den 12. März 1956 anberaumt. 

Zu Ziffer 1 k) 

Das Verfahren ist aus Rechtsgründen eingestellt worden. 

Zu Ziffer 1 n) 

Der Oberstaatsanwalt in Bonn hat den Anzeigenden am 11. Mai 
1955 mangels öffentlichen Interesses auf den Weg der Privatklage 
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verwiesen. Die Beschwerde des Anzeigenden ist vom Generalstaats- 
anwalt in Köln am 10. Juni 1955, die weitere Beschwerde vom 
Justizminister des Landes Nordrhein- Westfalen am 25. August 1955 
zurück gewiesen worden. 

Zu Ziffer 1 o) 

Strafverfahren gegen Walter Danger, früheren Kantinenverwalter 
im Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 

Der Angeklagte Danger ist durch Urteil des Schöffengerichts in 
Bonn vom 31. Januar 1955 wegen fortgesetzter gemeinschaftlicher 
Urkundenfälschung in Tateinheit mit fortgesetztem gemeinschaft- 
lichen Betrug und fortgesetzter Untreue sowie in einem weiteren 
Falle wegen Unterschlagung zu einer Gesamtstrafe von 7 Monaten 
Gefängnis und einer Geldstrafe von 200 DM, ersatzweise zu wei- 
teren 40 Tagen Gefängnis, unter Anrechnung der erlittenen Unter- 
suchungshaft verurteilt worden. Das Gericht hat die Vollstreckung 
der Freiheitsstrafe auf die Dauer von drei Jahren zur Bewährung 
ausgesetzt. Das Urteil ist seit dem 31. Januar 1955 rechtskräftig. 

Danger ist aus dem Angestelltenverhältnis entlassen worden. 

Zu Ziffer 1 p) 

a) Strafverfahren gegen Hans Eduard Demann, Angestellten im 
Auswärtigen Amt, wegen Verkehrsgefährdung. 

Der Angeklagte ist vom Amtsgericht in Bonn in der Hauptver- 
handlung vom 24. März 1955 freigesprochen worden. Das Urteil 
ist seit dem 1. April 1955 rechtskräftig. 

b) Strafverfahren gegen Heinrich Schmidt, Angestellten im Bundes- 
ministerium für Arbeit, wegen Verkehrsübertretung. 

» 

Der Angeklagte ist vom Amtsgericht in Bonn in der Hauptver- 
handlung vom "12. März 1955 wegen Übertretung der §§ 1, 
49 StVO zu einer Geldstrafe von 70 DM, ersatzweise zu einem 
Tage Haft für je 10 DM, verurteilt worden. Das Urteil ist 
rechtskräftig. 

©) Drei Verwaltungsangehörige sind durch Strafbefehl wegen Ver- 
kehrsübertretung rechtskräftig zu Geldstrafen verurteilt worden. 

i) Das Strafverfahren gegen zwei Verwaltungsangehörige ist gericht- 
lich nach § 153 StPO wegen Geringfügigkeit eingestellt worden. 

e) Wegen der Verfahren gegen zwei weitere Verwaltungsangehörige 
nehme ich auf meine Ausführungen zu Ziffer 3 (1 p) Bezug. 

Zu Ziffer Ir) 

Das gegen Walter Foerth, früheren Angestellten im Auswärtigen 
Amt, ergangene Urteil des Landgerichts in Bonn vom 6. Januar 1955 
ist seit dem 22. Februar 1955 rechtskräftig. 

Foerth ist aus dem Angestelltenverhältnis entlassen worden. 
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Zu Ziffer 3 


Zu Ziffer 1 a ff) 

In dem Strafverfahren gegen dreizehn Verwaltungsangehörige, in 
dem das Gericht das Hauptverfahren eröffnet hat, ist eine Ent- 
scheidung des Bundesverfassungsgerichtes darüber, ob § 8 des Straf- 
freiheitsgesetzes 1954 verfassungswidrig ist, noch nicht ergangen. 

Gegen einen dieser Verwaltungsangehörigen und einen weiteren Ver- 
waltungsangehörigen ist ein besonderes staatsanwaltschaftliches Er- 
mittlungsverfahren wegen gleicher Straftaten anhängig. Das Gericht 
hat auf einen Antrag der Staatsanwaltschaft, das Verfahren nach § 8 des 
Straffreiheitsgesetzes 1954 einzustellen, mitgeteilt, daß es über den 
Antrag erst nach Eingang der Entscheidung des Bundesverfassungs- 
gerichtes zu § 8 des Straffreiheitsgesetzes 1954 entscheiden werde. 

Zu Ziffer 1 b) 

Das Strafverfahren ist noch nicht abgeschlossen. 

Die Ermittlungen haben in der ersten Hälfte des vergangenen Jahres 
keine Fortschritte gemacht, weil die für die Durchführung der Unter- 
suchung zuständigen Stellen zunächst gerichtliche Entscheidungen 
über den Umfang der notwendigen Erhebungen herbeigeführt haben. 
Im Juli 1955 sind sodann verschiedene bereits früher vernommene 
Zeugen erneut gehört und mehrere amtliche Auskünfte eingefordert 
worden. Ferner ist mit Schreiben vom 5. Juli 1955 für einen 
Bundesminister, der als Zeuge vernommen werden sollte, um Er- 
teilung der Aussagegenehmigung nachgesucht worden. Uber diesen 
Antrag hat die Bundesregierung erst nach den Sommerferien in der 
letzten Septemberhälfte entscheiden können. Die Vernehmung hat 
in der zweiten Oktoberhälfte stattgefunden. Ein Mitte November 
1955 von einer an dem Verfahren nicht beteiligten Behörde an- 
gefordertes Gutachten steht zur Zeit noch aus. Für den verzöger- 
lichen Verlauf der Verfahren im vergangenen Jahre sind nicht solche 
Umstände ursächlich gewesen, wie sie unter Ziffer' 3 Satz 2 der 
Kleinen Anfrage erwähnt worden sind. 

Zu Ziffer 1 c) 

Insoweit nehme ich auf meine obigen Ausführungen zu Ziffer 2 (lc) 
Bezug. 

Das 4. Strafverfahren richtet sich gegen Artur Reif, Regierungs- 
amtmann im Bundesministerium der Justiz. In diesem Verfahren 
ist am 25. Februar 1955 im ersten Rechtszuge ein Urteil ergangen. 
Auf die Berufung des Angeklagten hat das Landgericht in Bonn 
durch Urteil vom 21. November 1955 unter teilweiser Freisprechung 
das Verfahren nach § 2 Abs. 2 des Straffreiheitsgesetzes 1954 ein- 
gestellt. Gegen dieses Urteil hat die Staatsanwaltschaft in vollem 
Umfange, der Angeklagte insoweit Revision eingelegt, als das Ver- 
fahren auf Grund des Straffreiheitsgesetzes eingestellt worden ist. 
Über die Revisionen ist noch nicht entschieden worden. 

Zu Ziffer 1 d) 

Das Verfahren ist noch nicht abgeschlossen. Die zuständigen Bundes- 
minister haben seit etwa einem Jahre laufend Aussagegenehmigungen 

*) I ie Ziffern 1 a) bis 1 q) beziehen sich auf Drudesache 1156 . 
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^erteilt. Die Staatsanwaltschaft legt Wert auf die Vernehmung eines 
Verwaltungsangehörigen, der im Fernen Osten tätig ist. Sie hat 
sich bisher noch nicht zur Aufbringung der Reisekosten entschließen 
können. 

Zu Ziffer 1 e) 

Das Strafverfahren ist noch nicht abgeschlossen. Verzögerungen der 
in der Anfrage angedeuteten Art sind durch das zuständige Bundes- 
ministerium oder seine Angehörigen nicht hervorgerufen worden. 

Zu Ziffer 1 g) 

Strafverfahren gegen den Gesandschaftsrat i. e. R. Friedrich Kölmel 
wegen Betruges. 

Gegen den Angeklagten ist am 7. Januar 1955 Anklage erhoben 
worden. Die Hauptverhandlung hat wegen Erkrankung des An- 
geklagten abgesetzt werden müssen. Neuer Termin zur Haupt- 
verhandlung ist auf den 27. Februar, 29. Februar und 1. März 1956 
anberaumt. 

Zu Ziffer 1 h) 

Das Strafverfahren ist noch nicht abgeschlossen. Das Gericht hat 
-das Verfahren durch Beschluß vom 10. November 1955 nach § 2 
Abs. 2 des Straffreiheitsgesetzes 1954 eingestellt. Die Staatsanwalt- 
schaft hat gegen diesen Beschluß sofortige Beschwerde eingelegt, 
über die noch nicht entschieden ist. Die Durchführung des Ver- 
fahrens hat sich teilweise dadurch verzögert, daß das Ersuchen um 
kommissarische Vernehmung eines Zeugen durch ein deutsches 
Generalkonsulat längere Zeit zur Erledigung benötigt hat. Das 
Rechtshilfeersuchen war von der Staatsanwaltschaft nicht über das 
Auswärtige Amt, sondern unmittelbar dem Generalkonsulat über- 
sandt worden. 

Zu Ziffer 1 i) 

Strafverfahren gegen Dr. Cahn, früheren Angestellten im Auswär- 
tigen Amt, jetzigen Rechtsanwalt, wegen Sittlichkeits Verbrechens. 

Der Angeklagte ist durch Urteil des Landgerichts in Bonn vom 
10. März 1955 zum Teil freigesprochen, zum Teil verurteilt wor- 
den. Gegen dieses Urteil haben der Angeklagte und die Staatsan- 
waltschaft Revision eingelegt. Über die Revisionen ist noch nicht 
^entschieden worden. 

Zu Ziffer 1 l) 

Das Strafverfahren ist noch nicht abgeschlossen. Gegen den Ange- 
klagten ist am 14. Juli 1955 Anklage erhoben worden. Der zunächst 
auf den 16. November 1955 anberaumte Termin zur Haupt Ver- 
handlung ist wegen Erkrankung des Vorsitzenden des Schöffenge- 
richts, der sodann auf den 28. Januar 1956 angesetzte Termin zur 
Haupt Verhandlung wegen Verhinderung des Verteidigers des Ange- 
klagten aufgehoben worden. Neuer Termin zur Hauptverhandlung 
ist auf den 22. Februar 1956 bestimmt worden. 
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Zu Ziffer 1 m) 

Das Strafverfahren ist bis zur Entscheidung des Bundesverfassungs- 
gerichts über die Yerfassungsmäßigkeit des § 8 des Straffreiheits- 
gesetzes 1954 ausgesetzt. 

Zu Ziffer 1 p) 

Die Verfahren wegen Verstoßes gegen Vorschriften zur Sicherung 
des Straßenverkehrs sind gegen zwei von den neun Verwaltungs- 
angehörigen noch nicht abgeschlossen. 

a) Strafverfahren gegen Dr. Walter Ernst Lenz, Ministerialrat im 
Bundesministerium für Wirtschaft. 

Der Angeklagte ist durch Urteil des Amtsgerichts in Bonn vom 
26. Februar 1955 verurteilt worden. Gegen dieses Urteil haben 
die Staatsanwaltschaft und der Angeklagte Berufung eingelegt. 
Die Berufungsverhandlung vom 21. November 1955 ist zwecks, 
weiterer Aufklärung vertagt worden. Neuer Termin zur Haupt- 
verhandlung ist auf den 6. März 1956 anberaumt. 

b) Strafverfahren gegen Alfred Wilhelm Lange, Regierungsdirektor 
im Bundesministerium für Verkehr. 

Der Angeklagte ist durch Urteil des Amtsgerichts in Bonn vom 
20. August 1955 freigesprochen worden. Gegen dieses Urteil hat 
die Staatsanwaltschaft Revision eingelegt. Über^die Revision hat 
das Oberlandesgericht in Köln noch nicht entschieden. 

Zu Ziffer 1 q) 

Das gegen Dr. Sonnemann, Staatssekretär im Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, ergangene Urteil des Schöffen- 
gerichts in Bonn vom 4. Januar 1954 ist noch nicht rechtskräftig. 
Auf die Berufung des Angeklagten hat das Landgericht in Bonn 
durch Beschluß vom 12. Juli 1954 nach § 191 StGB das Verfahren 
bis zur Entscheidung über ein Ermittlungsverfahren wegen Landes- 
verrats, das gegen den Anzeigenden Hertslet auf Grund einer Selbst- 
anzeige eingeleitet worden ist, ausgesetzt. Dieses Ermittlungsverfahren 
ist noch nicht abgeschlossen. Vor Abschluß kann das Strafverfahren 
gegen Staatssekretär Dr. Sonnemann nicht fortgesetzt werden. 

Zu Ziffer 4 

Das Strafverfahren, das gegen die zu Ziffer 2 der Drucksache 1156 
bezeichneten beiden Geschäftsleute wegen Beleidigung eines früheren 
Bundesministers und von vier Verwaltungsangehörigen eingeleitet 
worden ist, ist noch nicht abgeschlossen. 

Nachdem die Anklageschrift vom 12. März 1954 an die vorbezeich- 
neten Geschäftsleute? zugestellt worden war, hat der Verteidiger 
eines der Angeschuldigten vorsorglich die gerichtliche Vorunter- 
suchung beantragt, jedoch ohne nähere Begründung. Nach mehr- 
facher Verlängerung der Frist zur Erklärung auf die Anklage haben 
die Verteidiger der beiden Angeschuldigten dem Gericht vorgetragen,. 
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<ts seien Verhandlungen mit den Betroffenen eingeleitet, um zu er- 
reichen, daß die Strafanträge nach Abgabe einer Ehrenerklärung zu- 
rückgenommen werden sollten. Ehrenerklärungen sind auch ab- 
gegeben worden. Der Nachfolger des früheren Bundesministers hat 
sich jedoch als Dienstvorgesetzter von zwei Verwaltungsangchörigen 
mit der von einem der Angeschuldigten überreichten Ehrenerklärung 
nicht zufrieden gegeben. Er hat vielmehr darauf bestanden, daß 
die wegen des Vorwurfs der vorsätzlichen Amtspflichtverletzung 
und der schweren Bestechung vorgebrachten Tatsachenbehauptungen 
zurückgenommen werden müßten. Daraufhin hat dieser Angeschul- 
digte seine Ehrenerklärung entsprechend geändert. Nachdem die 
Verteidiger der beiden Angeschuldigten im Hinblick auf eine von 
der Staatsanwaltschaft gesetzte leizte Frist zur Erklärung auf die 
Anklageschrift noch einmal wegen der Rücknahme des Strafantrages 
vorgesprochen hatten, hat der Nachfolger des früheren Bundesministers 
den Bitten der An geschuldigten nachgegeben und mit Schreiben vom 
tl. November 1954 die Strafanträge vom 14. August und 16. No- 
vember 1953 zurückgenommen. Dem Schreiben waren die persön- 
liche Rücknahmeerklärung des früheren Bundesministers vom 5. No- 
vember 1954 und beglaubigte Abschriften der von den beiden 
Angeschuldigten abgegebenen Ehrenerklärungen des Inhalts beigefügt, 
daß die Behauptungen über pflichtwidriges und ehrenrühriges Ver- 
halten der Betroffenen nicht den Tatsachen entsprächen und samt 
den damit verbundenen abfälligen und ehrverletzenden Äuße- 
rungen mit dem Ausdruck des Bedauerns zurückgenommen würden. 
Weder der frühere Bun Jesminister, noch sein Nachfolger, noch die 
beiden betroffenen Verwaltungsangehörigen haben irgendwelche 
Kosten übernommen; ihnen sind auch keine Kosten entstanden. 


Ein weiterer Bundesminister, der als Dienstvorgesetzter der anderen 
zwei Verwaltungsangehörigen Strafantrag gestellt hatte, und diese Ver- 
waltungsangehörigen selbst hatten auf Grund der oben angeführten 
schriftlichen Ehrenerklärungen der An geschuldigten gleichfalls in 
Aussicht gestellt, ihre Strafanträge zurückzunehmen, sofern sich die 
An geschuldigten zur Übernahme der Kosten urd sämtlicher Aus- 
lagen bereiterklärten. Da jedoch einer der An geschuldigten insoweit 
eine zufriedenstellende Erklärung nicht abgegeben hat, sind diese 
Strafanträge aufrechterhalten worden. 


Die Staatsanwaltschaft hat alsdann den Antrag auf Fortsetzung des 
Verfahrens gestellt, soweit den Angeschuldigten üble Nachrede zum 
Nachteil von zwei Verwaltungsangehörigen zur Last gelegt wird. 
Das Gericht hat am 6. April 1955 im Hinblick auf weitere Beweis- 
anträge der Verteidigung die Eröffnung der Voruntersuchung 
beschlossen. 


Der Untersuchungsrichter hat die Voruntersuchung bisher nicht 
abschließen können, weil die An geschuldigten durch mehrere Anträge 
den Fortgang des Verfahrens verzögert haben. Eine Reihe von 
gerichtlichen Entscheidungen war nötig. Die letzte Entscheidung 
ist am 3. Januar 1956 ergangen. 
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Zu Ziffer 5 


Dem beschleunigten Abschluß der zu Ziffer 3 und 4 bezeichneten 
Verfahren stehen Hindernisse, die die Bundesregierung ausräumen 
könnte, nicht entgegen. Die Bundesregierung kann daher insoweit 
nichts veranlassen. 

Für die vorstehenden Angaben trägt jeweils der Bundesminister die 
Verantwortung, dessen Ressort betroffen ist. 

Neumayer 
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